
der Beilagen zu den stenographismen Protokollen des Nationalrates 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

Präs.: 5. Juli 1972 Ho. 5~/:T 

A n fra g e 

der Abgeordneten Dip!. lng .LElTNE~ ~. (ixlA1o~t 
und Genossen 

an Herrn Bundesminister fUr Finanzen 

betrefferil Kosten der Schulfahrtbeillilfe im Schul~ahr 1971/72. 

Im Schuljahr 1971/72 wurde die Schulfahrtbeihilfe eingeführt. 

Die auf Grund dieser gesetzlichen Bestimmung gewährten Schul­

fahrtbeihilfen bzw. die Kosten fUr die SchUlerfreifahrt wer­

den vom Familienlastenausgleichsfonds bezahlt. Nach Abschluß 

des Schuljahres 1971/72-s011 über die Kosten und die Erfahrun­

gen Auskunft gegeben werden können. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende 

A n fra g e 

1.) Wie hoch ist der finanziille Aufwand für die Schulfahrtbei­

hilfe bzw. die Schülerfreifahrt im Schuljahr 1971/72? 

2.) Wie hoch ist die Vergütung, welche der Familienlastenaus­

gleichsfonds für die SchUlerfreifahrt zu leisten hatte, an 

a) Österreichische Bundesbahn 

b) Österreichische Postverwaltung 

c) Wiener Verkehrsbetriebe 

d) andere städtische Verkehrsunternehmungen 

e) sonstige Verkehrsträger? 

3.) l\'"te hoch ist die Vergütung, welche im Hahmen der Schulfahrt­

beihilfe an die SchUler bzw. ihre Erziehungsberechtigten zur 

Auszahlung gelangte? 
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4.) Wie hoch ist die Zahl der Schüler~ welche inden Genuß 

der Schülerfreifahrt bzw .. ,der Schulfahrtbeihilfe kam? 

5.) Gibt es Schät,zungen darüher, wieviel Schüle~ aus entle­

genen Gebieten infolge der o:f.ferrkundigen Hänge 1 des Ge­

setzesnicht in d'enGenu'ßd;er vorg·esehenen Fahrtbeihilfe 

kamen? 

Wenn ja, umwLeviele Sc'hüTer ;handeltes sich ungefähr? 

6.) Hit welchen Verkehrsunternehmen hat das Bundesministerium 

für Finanzen Verträge ·aufGrundder Ermächtigung des Fa­

milienlastenausgleichsges€tzes abgeschlossen? 

7.) Mit welchen Verkehrsuntern~hmen wurde trotz Ansuchens der­

selben kein Vertrag abgeschlossen? 

8.) Welche Ursachenhab.en zur 'Verweigerung eines Vertragsab­

schluss~s ,zur unentgeltlichen Schülerbeförderung durch 

das Bundesminis~eTium ~ür Finanzen ge~ührt? 
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